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Antrag 54/II/2021 FA I - Internationale Politik, Frieden und Entwicklung

Für einen progressiven transatlantischen Neuanfang!

Beschluss:

DieWiederbelebung und Vertiefung der transatlantischen Beziehungen ist nach derWahl Joe Bidens zum 46. US-Präsidenten

überparteilicher Konsens. Wir fordern die weitergehende, strategische Entwicklung und Umsetzung einer distinkt sozialde-

mokratischen transatlantischen Agenda, basierend auf progressiven außen-und innenpolitischen Ideen, den Konzepten der

„Europäischen Strategischen Autonomie“ und der „Foreign Policy for the Middle Class“ sowie demWissen, dass nur eine en-

ge transatlantische Allianz die multilaterale, wertebasierte Ordnung gegen die zunehmende Erodierung durch autokratische

Regime bewahren und stärken kann.

 

Auf Landesebene fordern wir:

1. Die Entwicklung und Umsetzung eines transatlantischen Austauschprogrammes zwischen Politiker*innen und Mitar-

beiter*innen der öffentlichen Verwaltung mit urbanen Zentren jenseits der US-Küstengebiete mit verschiedenen the-

matischen Schwerpunkten (u.a. Klima, Handel, Technologie). Als Beispiel kann das Programm „NewUrban Progress“ des

Progressiven Zentrums dienen.

 

Auf Bundesebene fordern wir:

1. Einen gezielten Kontaktaufbau zwischen Fraktion und Parteivorstand mit dem progressiven Flügel der Demokratischen

Partei sowie verwandten Organisationen (z.B. „Justice Democrats“, „Center for International Policy)“ und eine daraus

resultierende Agenda für eine gemeinsame progressive Allianz, die alle außenpolitische Bereiche umfasst.

2. Die Etablierungeiner transatlantischenTask-Force zur StellungnahmeundPositionierunggegenüberder vonBidenange-

kündigten „Foreign Policy for theMiddle Class“. Diese sollte eine Neujustierung der deutschen und europäischen Außen-

politik auf nationale und internationalewirtschaftliche Verteilungseffekte, ein transparentes Aufbrechen des innen-und

außenpolitischen Silodenkens in Parlamenten und Verwaltung sowie einen intensivierten und informationsbasierten

außen-und sicherheitspolitischen Bürger*innendialog zu ihrem Kern machen.

3. Die Gründung eines parlamentarischen bzw. parteilichen Austauschkreises zu Best Practices und Policy-Umsetzung ei-

ner innenpolitischen progressiven Agenda, insb. mit Augenmerk auf nachhaltigen Infrastrukturausbau, die Schaffung

und angemesseneVergütung von systemrelevanten Stellen imPflegebereich, AufarbeitungundWiedergutmachung von

Rassismus und postkolonialem Erbe sowie sozio-ökonomische Mobilität und Bildungsgerechtigkeit.

4. Das Ziel eines nuklearwaffenfreien Europas bleibt bestehen. Die nukleare Teilhabe dient jedoch der Sicherheit und dem

Zusammenhalt innerhalb der NATO. Einen unilateralen Ausstieg Deutschlands aus der nuklearen Teilhabe darf es daher

nicht geben. Deutsche Außen- und Sicherheitspolitik muss immer im Multilateralismus begründet sein – einen deut-

schen Alleingang ohne Abstimmungmit unseren europäischen Partnern lehnen wir daher ab. Gleichzeitig muss die Be-

dingung gelten, dass hierdurch kein Einfluss auf die europäische Rüstungsbeschaffungspolitik genommen wird, bspw.

durch die nicht-Zertifizierung von Eurofightern oder dem Future Combat Air System.

5. Eine proaktive Politik des konstruktiven Engagements der Bundesregierung mit dem Atomwaffenverbotsvertrag durch

Teilnahmean denVertragsstaatskonferenzen als Beobachter undMitfinanzierer; den Einsatz ggü. den Staaten der Stock-

holminitiative, sich ebenfalls als Beobachter zu beteiligen; und die explizite Befürwortung ggü. den USA, eine “No first

use” Policy einzuführen.

6. Eine Re-Evaluierung des NATO- 2%-Ziels mit dem Ziel eines neuen Abkommens, welches den qualitativen Ausbau mi-

litärischer Fähigkeiten festlegt, zu welchem sich einzelne Mitgliedstaaten zu bestimmten Zeitpunkten verhalten sol-

len. Dieses Abkommen muss gebunden an die Bedingung sein, dass jede Erhöhung der Verteidigungsausgaben mit ei-

ner klar ausdefinierten Beschaffungsstrategie einhergeht und dem ausschließlichen Zweck dient, aktuelle Ausrüstungs-

Ausbildungs- und Abwehrdefizite der Bundeswehr sowie der EU- und NATO-Partner zu kompensieren. Übergeordne-

tes Ziel muss stets die auf Kosten- und Kapazitäteneffizienz und -ergänzung ausgelegte Integration der europäischen
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Sicherheits- undVerteidigungspolitik (insbes. imRahmen von PESCO) sein. Deshalb soll zudemeine jährliche Evaluierung

stattfinden, welche auf die Integration von Ausrüstung und Abwehrsystemen entsprechend dem Ziel einer integrierten

europäischen Sicherheitspolitik abzielt und festlegt, ob die Rüstungsausgaben gesenkt werden können.

7. Die Einsetzung einer transatlantischen Evaluierungsgruppe des Afghanistan-Einsatzes, um Defizite in der Kooperation

und Koordinierung konsequent aufzuarbeiten.

 

Auf EU-Ebene fordern wir:

1. Die zügige Operationalisierung des transatlantischen Trade and Technology Council um Einheit in den Anstrengungen

zur Bewältigung der Sicherheits-, Wirtschafts- und Regulierungsherausforderungen im digitalen und technologischen

Bereich zu fördern sowie globale Standards zu setzen, die Privatsphäre, Menschenrechte, Wettbewerb und Transparenz

schützen.

2. Den engen Schulterschluss von Deutschland im Rahmen der Team Europe Initiative mit den USA und das Vorantreiben

wichtiger Zukunftsinvestitionen auf multilateraler Ebene zur Erholung nach der Covid-19 Pandemie u.a. im Bereich der

nachhaltigen Infrastrukturentwicklung sowie Digitalisierung.Wichtige Initiativen müssen gestreamlined werden. Hier-

bei muss ein Fokus auch auf der internationalen Zusammenarbeit und entwicklungspolitischen Unterstützung anderer

Länder liegen, um einen solidarischen globalen Aufschwung zu ermöglichen.

3. Einen gemeinsamen Ansatz für die digitale Steuerpolitik in Form der Wiederaufnahme der OECD-Verhandlungen.

Regulierungs-, Wettbewerbs-, Inhalts- und Datenschutzproblememüssen in enger Abstimmung adressiert werden, um

globale Normen zu formen und eine nachhaltige Alternative zu autoritären Kontrollversuchen digitaler Zivilsphären zu

bieten.

4. Die Einsetzung einer NATO-EU Taskforce um die Koordinierung zu maximieren, Fähigkeiten zu bündeln und die Umset-

zung einer gemeinsamen politischen Agenda sowie eines Strategiekonzepts zur Bekräftigung und Stärkung von Demo-

kratie und Rechtsstaat als Kernkonzept aller NATO-Mitgliedstaaten voranzutreiben.

5. Dieweitere Stärkung der europäischen Verteidigungsarchitektur (GSVP) und PESCOmit dem langfristigen Ziel der Schaf-

fung einer Europäischen Armee, ein Instrument, das nicht als Alternative zur NATO gedacht sein soll, sondern als euro-

päischer Pfeiler des transatlantischen Bündnisses, der die strategische Gestaltungsmacht Europas in der Allianz und der

Allianz selbst erhöhen würde.

 

Überweisen an

Bundesparteitag 2023, Landesgruppe, MdEP, Senat

Stellungnahme(n)

Stellungnahme Senat 2024:

Zu diesem Antrag kann keine Stellungnahme seitens des Senats abgegeben werden, da dieser keinem SPD-geführten Ressort

zuzuordnen ist.

Beschluss des Bundesparteitag 2023:

erledigt durch A01
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